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In Rumänien war das vergangene Jahr von Widersprüchen geprägt. Nach Entlassung der
sozialdemokratischen Regierung infolge von Straßenprotesten gewann die Partei dennoch
die folgenden Wahlen im Dezember 2016 mit 45 Prozent der Wählerstimmen, aber bei
einer  geringen  Wahlbeteiligung.  Obwohl  Rumänien  durch  innenpolitische  Krisen
geschwächt ist,  tritt  das Land nach außen noch immer als Säule der Stabilität  und als
Agenda-Setter in Osteuropa auf. Es unterhält enge Beziehungen zu anderen Mitgliedstaa-
ten und unterstützt im Gegensatz zu seinen Nachbarländern wichtige EU-Beschlüsse. 

Die Wiederkehr der Sozialdemokratischen Partei

Die zweite Hälfte des Jahres 2016 war unüblich ruhig für Rumänien, das an politische
Skandale und Korruptionsvorwürfe gegen Mitglieder der politischen Elite gewöhnt ist. Die
„Technokraten-Regierung“, angeführt vom ehemaligen Europäischen Kommissar Dacian
Ciolos, übernahm ihr Mandat ordentlich und ohne Verstrickung in größere Skandale. Doch
wie jede Regierung ohne echten Rückhalt im Parlament, in dem die Sozialdemokraten eine
Mehrheit hatten, stießen viele ihrer Reformen auf Ablehnung. 

Die bis zu den Wahlen im Dezember 2016 gebildete Übergangsregierung kam nach
dem Rücktritt  der  damaligen  Regierung infolge  einer  Brandkatastrophe  im Nachtklub
Colektiv zusammen.  Sie bestand aus Ministern mit  sehr  guten  Leistungsbilanzen,  aber
auch fragwürdigen Lebensläufen und entstand aus einem Kompromiss mit  den Sozial-
demokraten. Insgesamt konnte die Regierung gerade im Gesundheits- und Bildungswesen
sowie  bezüglich  des  Europäischen  Fonds  für  Regionale  Entwicklung Erfolge  erzielen.
Aber dies reichte nicht als Bilanz einer Regierung aus, die 2015 infolge von massiven
Protesten ins Amt kam und an die große Erwartungen gerichtet wurden.

Wahlen im Dezember 2016

Die Wahlkampagnen in Rumänien kamen – wie auch in anderen EU-Staaten und in den
USA – einer neuen Welle des Populismus gleich, die an die chaotischen 1990er Jahre nach
dem Ende des Kommunismus und dem Aufkommen von Parolen wie „Wir verkaufen unser
Land nicht an Ausländer“ erinnerten. Jedoch entstanden keine neuen populistischen Partei-
en,  sondern  die  Liberalen  und  vor  allem die  Sozialdemokraten  wie  auch  ihnen  nahe
stehende Medien bedienten sich ausländerfeindlichen Ressentiments. Ihr erklärter Feind
war Dacian Ciolos, der amtierende Premierminister, der von den Liberalen und der neu
gegründeten Partei Save Romania Union gestützt wurde. Als „Sohn des George Soros“,
eines US-amerikanischen Investors, sei Ciolos dessen Werkzeug, mit dem er „unser Land
stehle“, um es an „Ausländer“, die Rumänien ihre Vorstellungen aufzwingen wollen, zu
verkaufen. Ein etablierter Fernsehsender fälschte sogar eine anonyme Aussage, die Soros

* Übersetzt aus dem Englischen von Julia Klein und Noreen Wirth.
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als einen der Drahtzieher der Brandkatastrophe im Nachtklub Colektiv beschuldigte. So
kehrten Xenophobie und Nationalismus im Land zurück.

Gleichzeitig offenbarte die Wahlkampagne auch die Unentschlossenheit Ciolos gegen-
über einer neuen Kandidatur als Premierminister. Bis zum letzten Tag des Wahlkampfs
hielt er sich zurück, seine Kandidatur zu erklären. Daneben führten die Unstimmigkeiten
mit den Liberalen und die Instabilität der Save Romania Union zu einer weiteren Demobi-
lisierung der  Wähler,  insbesondere  derer  im rechten  Spektrum und in den  städtischen
Gebieten. Die Wahlbeteiligung lag damit am 11. Dezember 2016 bei gerade mal 39,44
Prozent, einem der niedrigsten Werte der letzten Jahrzehnte. Nur die am besten organisier-
te Partei schaffte es wieder, ihre Wähler zu mobilisieren: Die Sozialdemokraten gewannen
mit  45  Prozent  der  Stimmen,  obwohl  sie  ein  Jahr  zuvor  aus  der  Regierung gedrängt
worden war. Ein überraschender Sieg, der durch populistische Aussagen, Medienkontrolle
und der Schwäche der rechten Parteien erzielt wurde. 

Die Geschichte wiederholt sich

Das Regierungsprogramm der Sozialdemokraten, das während des Wahlkampfs noch eine
Erhöhung von Löhnen und Renten sowie Steuersenkungen vorsah, wurde bei Regierungs-
antritt zunächst hinten angestellt. Die Vorsitzenden beider Regierungsparteien (Sozialde-
mokraten  und  Liberale)  hatten  sich  nämlich  aufgrund  einer  Anklage  durch  die  Anti-
korruptionsbehörde vor Gericht zu verantworten. Daraus folgte als Erstes eine kaum zu
überraschende  Amtshandlung:  ein  Abbau  der  Antikorruptionsmaßnahmen.  Ende Januar
2017 verabschiedete die Regierung, nach nicht einmal einem Monat im Amt, mitten in der
Nacht eine Notfallverordnung, die die Korruptionsbekämpfung einstellte und unter Unter-
suchung stehende  Politiker  von  ihrer  Schuld  entband.  Was  folgte  war  vermutlich  die
bedeutsamste  Reaktion  rumänischer  Bürger  seit  dem Ende  des  Kommunismus.  Zehn-
tausende Bürger strömten auf die Straßen Bukarests und in anderen großen Städten, trotz
der unüblichen Stunde und der Minustemperaturen. Es folgten die größten Proteste in der
Geschichte Rumäniens, an denen 600.000 Menschen (300.000 allein in Bukarest) teilnah-
men. Sie forderten die Fortsetzung der Korruptionsbekämpfung, protestierten gegen die
Sozialdemokraten und gegen die von den Demonstranten empfundene „Erdoganisierung“
Rumäniens. Die großen Städte waren bis in die folgenden Wochen hinein gefüllt von Flag-
gen Rumäniens, der Europäischen Union und den USA. 

Ein paar Tage später gab die Regierung dem Druck der Bürger und dem der Europä-
ischen Kommission sowie der US-amerikanischen und EU-Botschaften zwar nach – der
Justizminister trat zurück und die Notfallverordnung wurde abgewiesen. Jedoch hat die
Regierung weiterhin zum Ziel, der Korruptionsbekämpfung Einhalt zu gebieten.

Die neue Regierung von Juni 2017

Obwohl die Regierung daraufhin nicht zurücktrat, wurde der Premierminister im Juni 2017
von seiner eigenen Partei entlassen. Als offizieller Grund wurde seine angeblich schlechte
Leistungsbilanz genannt. Inoffiziell war es sein Widerwillen, die Korruptionsbekämpfung
zu schwächen. Es war generell eine widersprüchliche Zeit, in der bis auf einen alle Minis-
ter zurücktraten und im Parlament ein Misstrauensvotum stellten. Daraufhin wurden die
meisten von ihnen aber wieder Teil der neu gebildeten Regierung. Zum Premierminister
wurde der ehemalige Finanzminister. Die Entlassung der Regierung hatte nichts mit ihrer
Leistung zu tun, sondern eher mit der Unfähigkeit des Parteivorsitzenden der Sozialdemo-
kraten, die Regierung nach den massiven Protesten zu kontrollieren.
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Die Ratspräsidentschaft Rumäniens

Von Januar bis Juni 2019 wird Rumänien die Präsidentschaft im Rat der Europäischen
Union übernehmen. Dies ist eine große Chance für Rumänien, sich sowohl mit seiner EU-
Politik als auch als Agenda-Setter innerhalb der Europäischen Union zu profilieren. Die
Brexit-Verhandlungen, Energiesicherheit, die Schwarzmeerregion sowie die Östliche Part-
nerschaft werden vermutlich an oberster Stelle seiner Agenda stehen.

Dennoch  konnte  die  Regierung  angesichts  der  innenpolitischen  Krisen  noch  keine
Vorbereitungen vornehmen, obwohl sich der  Interministerielle Rat für die Vorbereitung
und Ausführung von Rumäniens Ratspräsidentschaft im späten April 2017 formiert hat.
Die politische Krise scheint auch dem Versuch Rumäniens im Weg zu stehen, als Kandidat
für die Umsiedlung der EU-Agenturen aus Großbritannien wie der Europäischen Arznei-
mittel-Agentur  anzutreten.  Zumal  der  Minister  für  Europaangelegenheiten  entlassen
wurde, sodass Rumänien seit Juni 2017 einen neuen Minister ernennen muss, wodurch die
Vorbereitungen vermutlich noch weiter ins Hintertreffen gelangen.

Gute Neuigkeiten bringt die Zivilgesellschaft hervor, die eine Plattform zur Unterstüt-
zung der Präsidentschaft, „Plattform RO2019“, ins Leben rief. Darin fordern sie ein Aktiv-
werden der Politik für die Sicherheit im Osten, Energiesicherheit, Demokratiereformen in
der östlichen Region und die Wiedereinführung der EU-Donauraumstrategie.

Korruptionsbekämpfung in Rumänien – ein Modell für die Region

Die Korruptionsbekämpfung bringt  seit  dem EU-Beitritt  Rumäniens weiterhin wichtige
Erfolge in einem der korruptesten EU-Länder hervor. Der neueste Fortschrittsbericht der
Kommission  zu  Rumänien  hob  die  beeindruckende  Arbeit  der  Nationalen  Anti-
korruptionsbehörde und des Obersten Gerichts in der Auflösung von Korruptionsfällen
hervor.1 Rumänien wie sein Nachbarland Bulgarien unterliegen noch immer dem Verfah-
ren für die Zusammenarbeit und die Überprüfung der Fortschritte, die beide Länder in der
Bekämpfung in schwerwiegenden Korruptionsfällen machen. Das Verfahren hat sich als
wertvolles Instrument für die Korruptionsbekämpfung in Rumänien erwiesen – dennoch
fordert die Regierung dessen Aufhebung vor dem 1. Januar 2019.2

Rumänien unterstützt die Gründung der Europäischen Staatsanwaltschaft (EPPO),3 die
Betrugsvorfälle  und andere Straftaten verfolgen soll,  die  der  Union schaden.  Laut  des
Europäischen Amtes für  Betrugsbekämpfung (OLAF) traten von den 199 untersuchten
Fällen 45 in Rumänien auf, die höchste Zahl an Ermittlungen gegen ein EU-Land.4

Die Kernprobleme Rumäniens bestehen noch immer fort: die konstante Gefahr für die
Unabhängigkeit  der  Justiz,  Intransparenz  insbesondere  im  Parlament  hinsichtlich  der
Aufhebung von Immunitäten, Medienattacken auf Amtsrichter und Institutionen der Straf-
verfolgung, das Fehlen von präventiven Maßnahmen zur Bekämpfung von Korruption,
sowie die Unfähigkeit, Vermögenswerte von Verurteilen zu beschlagnahmen.5

1 European Commission: Report from the Commission to the European Parliament and the Council on Pro-
gress in Romania under the Co-operation and Verification Mechanism, COM(2017) 44 final, S. 12.

2 AGERPRES.ro: Intrview Birchall: In 2019, Romania will be fully prepared to take over the EU Council
Presidency, 9.5.2017.

3 Council of the European Union: Press release. European public persecutor´s office: 16 member states to-
gether to fight fraud against the EU budget. Brussels, 3. April 2017, Dok. 184/17.

4 Ivaylo Mihaylow: Romania, Bulgaria top EU funds fraud investigation list – OLAF, in: Business Intelli-
gence for Southeast Europe, 1.6.2016.

5 Hierzu wurde die Nationale Behörde für das Management beschlagnahmter Vermögen 2017 gegründet.
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Der Aufstieg des Populismus und „illiberalen“ Demokratien in Osteuropa

Die deutlich pro-europäische Haltung des Landes wurde nie infrage gestellt. Damit unter-
scheidet sich Rumänien von seinen Nachbarn: Es unterstützte EU-Sanktionen gegen Russ-
land, den Umverteilungsmechanismus für Flüchtlinge sowie es enge Beziehungen zu Kern-
ländern wie Deutschland und Frankreich sucht. Rumäniens Präsident Klaus Johannis traf
2017 als erster Staatschef eines ost- oder mitteleuropäischen Landes den US-Präsidenten
Donald Trump; Besuche bei Angela Merkel sowie bei Emmanuel Macron stehen noch aus.
Damit scheint das Land in der Außenpolitik an Bedeutung gewonnen zu haben. Es tritt als
Säule der Stabilität und als Agenda-Setter in Osteuropa auf. Es scheint bis jetzt auch einen
klaren (europa-)politischen Kurs zu folgen, der  kaum von den innenpolitischen Krisen
beeinflusst wird. Der Aufstieg des Populismus scheint auch weniger problematisch als im
Rest der Region zu sein, der Einfluss Russlands kaum existent.

Staatseigene Unternehmen und Unternehmensführung 

Im European Economy Institutional Paper6, das die Kommission im Juli 2016 zu staats-
eigenen  Unternehmen  veröffentlichte,  wurde  deren  Bedeutung  für  die  EU-Wirtschaft
hervorgehoben, da die öffentliche Eigentümerschaft in Ländern wie Rumänien, aber auch
in  Frankreich  oder  Italien,  recht  ausgeprägt  ist.  In  Rumänien  finden  sich  staatseigene
Unternehmen  in  zentralen  Sektoren  wie  der  Energiewirtschaft  oder  im Transport  und
Verkehr,  wo sie acht Prozent der Kapitalgesellschaften ausmachen. Die Einführung der
Unternehmensführungsregelungen  für  staatseigene  Unternehmen  soll  ihre  Transparenz
sowie ihr gesamtes Management verbessern, doch ihre Umsetzung ist mangelhaft.

Diese Art der Politisierung reiht sich in eine Vielzahl von Risiken, denen staatseigene
Unternehmen ausgesetzt sind. In den letzten sechs Monaten gab es einige Veränderungen
im Management der Unternehmen in den Sektoren Energieversorgung, Verkehr, Industrie
und Kommunikation. Gleichzeitig befinden sich lokale Unternehmen in einem kritischen
Zustand, da ihre Finanzierung und ihre Ausgaben generell undurchsichtig sind.

Fazit

Das letzte Jahr beschreibt eine recht gemischte Situation, in der eine politische Mehrheit
an der Macht ist, die alles dafür tun würde, um die Korruptionsbekämpfung zu stoppen.
Die amtierende Regierung scheint aus Mitgliedern zu bestehen, die vom Parteivorsitz der
Sozialdemokraten  gut  zu  kontrollieren  sind.  Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  dass  weitere
Maßnahmen, die der Korruptionsbekämpfung entgegenwirken, verfolgt werden.

In  seiner  außen- und europapolitischen Rolle  bekennt  sich Rumänien zum EU-Kurs
und scheint sich in einer privilegierten Position unter den zentral- und osteuropäischen
Ländern zu befinden. Es ist wichtig, zu analysieren, wie Rumänien den Vorteil dieser Posi-
tion ausnutzen wird, um seine Kernanliegen auf europäischer Ebene voranzutreiben.
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